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 ZIVILRECHT 
   

 
Gericht: OLG Frankfurt   

Schadensersatz nach Verkehrsunfall eines Rettungswa-
gens 

BGB 
§ 254 Aktenzeichen: 17 U 121/23 

Datum: 20.11.2023 
PM Nr. 68 vom 04.12.2023 

 
LEITSATZ: Ein Rettungsdienstfahrer darf eine Kreuzung bei Rot nur überqueren, wenn er sich überzeugt hat, dass 
er von den anderen Verkehrsteilnehmern wahrgenommen wurde. Kommt es zur Kollision mit einem bei Grün que-
renden Fahrzeug, weil dessen Fahrer den Rettungswagen aus Unachtsamkeit übersehen bzw. überhört hat, kommt 
eine hälftige Schadensteilung in Betracht. 

 

SACHVERHALT 
Die Parteien streiten um Schadensersatz nach einem Verkehrsunfall. Das Fahrzeug der Klägerin und das Notarztein-

satzfahrzeug der Beklagten fuhren zeitgleich auf eine ampelgeregelte Kreuzung in Wetzlar zu. Die Ampel für das 

Klägerfahrzeug sprang auf Grün, die Ampel für das Einsatzfahrzeug zeigte zu dieser Zeit Rot. Da das vor dem Klä-

gerfahrzeug stehende Fahrzeug trotz Grünlichts nicht anfuhr, wechselte der Fahrer des klägerischen Fahrzeugs auf die 

linke Spur und fuhr in den Kreuzungsbereich ein. Dort kollidierte er mit dem Einsatzwagen, welches mit eingeschal-

tetem Blaulicht und Martinshorn fuhr. Bei beiden Fahrzeugen entstanden Sachschäden. 

 

Die Klägerin begehrt 75% des Schadens von der Beklagten. Das LG hatte nach Beweisaufnahme eine hälftige Scha-

densteilung ausgeurteilt. Das OLG hat auf die Berufungen beider Parteien bestätigt, dass von einer Haftungsquote 

von 50% zu 50% auszugehen sei.  

 

LÖSUNG 
Der Fahrer des Notarztwagens habe seine Sorgfaltspflichten bei der Wahrnehmung von Sonderrechten verletzt. Zwar 

sei ein Fahrzeug des Rettungsdienstes bei einer Einsatzfahrt von den Vorschriften der StVO befreit. Dennoch komme 

den Erfordernissen der Verkehrssicherheit stets Vorrang gegenüber den Interessen des Einsatzfahrzeugs am raschen 

Vorwärtskommen zu, führte das OLG aus. Je mehr der Sonderrechtsfahrer von Verkehrsregeln abweiche, umso höhe-

re Anforderungen seien an seine Sorgfalt einzuhalten. Er dürfe deshalb eine Kreuzung nur dann bei Rot überqueren, 

wenn er sich überzeugt habe, dass die anderen Verkehrsteilnehmer ihn wahrgenommen und sich auf seine Absicht 
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eingestellt hätten. Solange bei einer querenden Straße mit mehreren Fahrspuren eine Fahrspur frei sei und nicht durch 

wartende Fahrzeuge blockiert werde, dürfe der Sonderrechtsfahrer nicht darauf vertrauen, dass er die Kreuzung ge-

fahrlos überqueren könne. „Es gibt nach höchstrichterlicher Rechtsprechung (...) keinen allgemeinen Vertrauens-

grundsatz zugunsten des bevorrechtigten Fahrers, durch Einschaltung des Blaulichts und des Martinshorns seien die 

übrigen Verkehrsteilnehmer schon in ausreichender Weise gewarnt“, führte das OLG aus. 

 

Der Fahrer des klägerischen Fahrzeugs habe ebenfalls einen erheblichen Verkehrsverstoß begangen. Er habe nicht auf 

die Sondersignale des Einsatzfahrzeugs geachtet. Er habe auch nicht beachtet, dass das vor ihm auf der rechten Spur 

stehende Fahrzeug mit Grund stehengeblieben sein könnte. „Ein umsichtiger Fahrer hätte zumindest eine unklare 

Verkehrslage angenommen und seine Fahrweise entsprechend eingerichtet“, begründet das OLG weiter. 

 

Angesichts des gleichwertigen Verursachungs- und Verschuldensbeitrags habe das Landgericht von einer Haftungs-

quote von 50% zu 50% ausgehen dürfen. 

 

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar. 

 

 

 
Gericht: LG Köln   

Glatteisunfall durch Ausbleiben der beauftragten Fachfirma 
- Wer haftet? 

 

BGB 
§ 823 I Aktenzeichen: 15 O 169/23 

Datum: 18.12.2023 
PM vom 31.12.2023 

 
LEITSATZ: Deliktische Verkehrssicherungspflichten könnten zwar grundsätzlich auf einen Dritten übertragen wer-
den. Allerdings verblieben dann Kontroll- und Überwachungspflichten bei dem Übertragenden. Übernehme dabei 
ein Fachunternehmen die Pflichten, dürfe sich der Übertragende zudem grundsätzlich auf die Erfüllung verlassen 
und müsse ohne konkreten Anhaltspunkt nicht alle Einzelheiten kontrollieren. 

 

SACHVERHALT 
Die Klägerin ist Eigentümerin eines LKW mit Auflieger. Die Beklagtebetreibt auf ihrem Betriebsgelände in Frechen 

einen Warenumschlagplatz. Sie hat die Räum- und Streupflicht für dieses Grundstück durch Vertrag auf eine Gebäu-

dereinigungsfirma übertragen. 

In einer Nacht im Dezember 2022 vereiste das Betriebsgelände der Beklagten aufgrund eines plötzlichen Kälteein-

bruchs. Wenige Minuten nach Mitternacht befuhr ein Mitarbeiter der Klägerin mit dem Gespann aus LKW und Auf-

lieger das Betriebsgelände, um dort an einer Wechselbrücke das Fahrzeug be- und entladen zu lassen. Der Fahrer 

verlor die Kontrolle über das Fahrzeug und rutschte gegen eine der Wechselbrücken. Es entstand Schaden an der 

Zugmaschine und dem Auflieger, den die Klägerin zum Teil über ihre Kaskoversicherung regulieren ließ.  

Anschließende anwaltliche Zahlungsaufforderungen gegenüber der Beklagten blieben erfolglos. 

 

LÖSUNG 
Der daraufhin beim Landgericht Köln auf Zahlung von Schadensersatz nebst Zinsen und vorgerichtlich angefallener 

Rechtsanwaltskosten als auch Feststellung der weiteren Schadensersatzverpflichtung erhobenen Klage, gab das 

Landgericht Köln vollumfänglich statt. 

 

Das Landgericht führt aus, dass die Beklagte der Klägerin aus Verletzung ihrer Verkehrssicherungspflicht gemäß 

§ 823 I BGB hafte. Die Beklagte habe ihre Verkehrssicherungspflicht fahrlässig verletzt, indem sie trotz der jeden-

falls seit 22:30 Uhr erkannten Untätigkeit des hiermit beauftragten Unternehmens ihrerseits untätig geblieben sei. 

Dies sei ursächlich für den Schadensfall. Ein Mitverschulden der Klägerin sei nicht erwiesen. 

 

Deliktische Verkehrssicherungspflichten könnten zwar grundsätzlich auf einen Dritten übertragen werden. Allerdings 

verblieben dann Kontroll- und Überwachungspflichten bei dem Übertragenden. Übernehme dabei ein Fachunterneh-
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men die Pflichten, dürfe sich der Übertragende zudem grundsätzlich auf die Erfüllung verlassen und müsse ohne 

konkreten Anhaltspunkt nicht alle Einzelheiten kontrollieren. 

Im vorliegenden Streitfall, so das Landgericht weiter, habe die Beklagte nach eigenem Vorbringen jedenfalls seit 

22:30 Uhr und damit zum Schadenszeitpunkt seit mehr als 90 Minuten Kenntnis davon gehabt, dass das beauftragte 

Unter-nehmen trotz des Kälteeinbruchs untätig geblieben war. Daher hätte es die Beklagte nach Auffassung des Ge-

richts nicht bei einer bloßen weiteren Mahnung gegenüber dem Übernehmer belassen dürfen, sondern hätte selbst 

tätig werden müssen. Es mag sein, so die weitere Begründung, dass die Beklagte nicht selber habe streuen können. 

Sie hätte jedoch einen Warnhinweis an der Einfahrt des Geländes anbringen können. Soweit die Beklagte auf die 

unzumutbare Gefährdung ihrer Mitarbeiter verweise, überzeuge dies nicht. Ein Fußgänger, der von der Glätte weiß, 

sollte in der Lage sein, sich mit äußerster Vorsicht unfallfrei über das Grundstück zu bewegen. Im Übrigen hätte die 

Beklagte telefonische Warnungen aussprechen können. Dabei geht das LG nach seinen weiteren Ausführungen davon 

aus, dass der Beklagten bekannt gewesen sei, welche Unternehmen sie zu welchen Zeiten mit Waren beliefern oder 

solche abholen würden. 

 

Die Verletzung der Verkehrssicherungspflicht sieht die Kammer zudem als ursächlich für den Schaden an. Insoweit 

streite nach Auffassung des Landgerichts ein Anscheinsbeweis für den Geschädigten, wenn Schäden eintreten, die die 

verletzte Pflicht hätte verhindern sollen oder die bei deren Beachtung hätten verhindert werden können. Insoweit sei, 

so das Landgericht weiter, davon auszugehen, dass der Fahrer der Klägerin sich bei zutreffender Information über 

den Zustand des Grundstücks mit äußerster Vorsicht fortbewegt hätte, nach Gefahrenstellen Ausschau gehalten hätte, 

notfalls die Fahrt unterbrochen hätte. Diesen Anscheinsbeweis habe die Beklagte nicht erschüttert. Ein unvorsichtiges 

Verhallten des Fahrers, das ein Mitverschulden begründen könnte, sei von der Beklagten zwar behauptet, aber nicht 

erwiesen. 

 

Abschließend führt die Kammer aus, dass sich ein Anspruch auf Ersatz der geltend gemachten Schäden auch aus den 

§§ 280 I 1, 241 II BGB ergebe, da davon auszugehen sei, dass die Klägerin nicht ohne vertragliche Absprache mit der 

Beklagten Waren hole und liefere. In diesem Zusammenhang sei der Beklagten ein Fehlverhalten des mit dem Win-

terdienst betrauten Unternehmens nach § 278 BGB zuzurechnen. 

 

 

 

 

 
 

 
  

 ARBEITSRECHT 
   

 
Gericht: EuGH   

Quarantänepflicht während des Urlaubs ist keine Krankheit 
BUrlG 

§ 7 Aktenzeichen: C-206/22 
Datum: 14.12.2023 
PM Nr. 189 vom 14.12.2023 

 
LEITSATZ: Covid-19-Pandemie: Das Unionsrecht verlangt nicht, dass ein Arbeitnehmer, der während seines bezahl-
ten Jahresurlaubs unter Quarantäne gestellt worden ist, den Jahresurlaub auf einen späteren Zeitraum übertragen 
kann. Die Quarantäne ist nicht mit einer Krankheit vergleichbar. 

 

SACHVERHALT 
Ein Arbeitnehmer hatte mit seiner Arbeitgeberin, der Sparkasse Südpfalz (Deutschland), vereinbart, vom 3. bis 11. 

Dezember 2020 bezahlten Jahresurlaub zu nehmen. Aufgrund eines Kontakts mit einer positiv auf COVID-19 getes-

teten Person stellte die zuständige deutsche Behörde den Arbeitnehmer im selben Zeitraum unter Quarantäne. 

Daraufhin beantragte er bei der Sparkasse, diese Urlaubstage auf einen späteren Zeitraum übertragen zu dürfen. 

Nachdem die Sparkasse dies abgelehnt hatte, wandte er sich an das zuständige Arbeitsgericht und machte geltend, 

dass diese Ablehnung gegen das Unionsrecht, nämlich die Arbeitszeitrichtlinie1, verstoße. Nach den Ausführungen 
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dieses Gerichts verpflichtet das nationale Recht den Arbeitgeber nur dann zur Übertragung der gewährten Urlaubsta-

ge, wenn der Arbeitnehmer eine Arbeitsunfähigkeit nachweisen kann, die während des Urlaubszeitraums eingetreten 

ist. Die deutschen Gerichte hätten aber entschieden, dass die bloße Quarantäne nicht mit einer Arbeitsunfähigkeit 

gleichzusetzen sei. 

Das Arbeitsgericht wollte daher vom Gerichtshof wissen, ob das Unionsrecht verlangt, dass Urlaubstage, die mit der 

Quarantäne zusammenfallen, übertragen werden können.. 

 

LÖSUNG 
Der Gerichtshof entscheidet, dass das Unionsrecht nicht verlangt, dass die Tage bezahlten Jahresurlaubs, an denen 

der Arbeitnehmer nicht krank ist, sondern aufgrund eines Kontakts mit einer mit einem Virus infizierten Person unter 

Quarantäne gestellt ist, übertragen werden müssen. 

Der bezahlte Jahresurlaub bezweckt, es dem Arbeitnehmer zu ermöglichen, sich von der Ausübung der ihm nach 

seinem Arbeitsvertrag obliegenden Aufgaben zu erholen und über einen Zeitraum der Entspannung und Freizeit zu 

verfügen. Anders als eine Krankheit steht ein Quarantänezeitraum als solcher der Verwirklichung dieser Zwecke 

nicht entgegen. 

 

Folglich ist der Arbeitgeber nicht verpflichtet, die Nachteile auszugleichen, die sich aus einem unvorhersehbaren 

Ereignis wie einer Quarantäne ergeben, das seinen Arbeitnehmer daran hindern könnte, seinen Anspruch auf bezahl-

ten Jahresurlaub uneingeschränkt und wie gewünscht zu nutzen 

 

 

 
Gericht: LAG Düsseldorf 

   

Fristlose Kündigung nach Aufladung privaten Hybridfahr-
zeugs am Arbeitsplatz? 

BGB 
§ 626 Aktenzeichen: 8 Sa 244/23 

Datum: 19.12.2023 
PM Nr. 32 vom 19.12.2023 

 
LEITSATZ: Das unerlaubte Laden des Privatfahrzeugs auf Kosten des Arbeitgebers ist an sich ein Kündigungs-
grund. Bei einer Schaden von 0,41 € ist jedoch in aller Regel eine vorherige Abmahnung nötig. 

 

SACHVERHALT 
Der Kläger war seit dem 1.7.2018 als Rezeptionist in einem Beherbergungsbetrieb tätig und regelmäßig in der Spät-

schicht eingesetzt. Er hatte am 12.1.2022 sein Hybridauto, einen weißen Golf, vor der Herberge geparkt und über ein 

Ladekabel an einer 220 Volt Steckdose im Flur des Seminartraktes aufgeladen. Nachdem die Beklagte dies entdeckt 

hatte, kündigte sie das Arbeitsverhältnis am 14.1.2022 fristlos. 

 

Hiergegen hatte der Kläger sich mit seiner Kündigungsschutzklage gewandt und in erster Instanz obsiegt (ArbG Du-

isburg v. 10.3.2023 - 5 Ca 138/22). In dem von dem Arbeitgeber angestrengten Berufungsverfahren haben die Partei-

en ihren Streit beigelegt. Auf Vorschlag des Gerichts haben die Parteien sich u.a. auf eine ordentliche Kündigung 

zum 28.2.2022 und eine Abfindung von 8.000 € brutto geeinigt. 

 

LÖSUNG 
Das unerlaubte Laden des Privatfahrzeugs auf Kosten des Arbeitgebers ist an sich ein Kündigungsgrund. Dies gilt 

erst recht, wenn das Laden an einer 220 Volt Steckdose und nicht an einer Wallbox oder eingerichteten Ladestation 

erfolgt. Es bestehen hier allerdings bereits Zweifel, ob von einem unerlaubten Laden auszugehen ist. Dazu hätte ggfs. 

die Beweisaufnahme erster Instanz zur Frage der gegenüber dem Kläger erteilten Erlaubnis wiederholt werden müs-

sen.   

 

Unabhängig davon sprach mehr dafür, dass im konkreten Fall eine Abmahnung ausgereicht hätte. Eine Kündigung 

wäre wohl unverhältnismäßig gewesen. So lagen die Kosten für den Ladevorgang am 12.1.2022 bei lediglich 0,41 €. 

Ein Verbot zum Laden von Elektromotoren für die Mitarbeitenden existierte nicht. Die Hausordnung, die dies vorsah, 

richtete sich ausdrücklich nur an Gäste. Das Laden anderer elektronischer Geräte, wie z.B. Handys, durch Mitarbei-
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tende wurde geduldet. Auch wenn dies wertungsmäßig etwas anderes als das Laden eines Hybridautos ist, hätte im 

konkreten Fall auch angesichts der bislang beanstandungsfreien Beschäftigungszeit wohl eine Abmahnung genügt. 
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